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Erkrankungen während des Urlaubs sind keine Seltenheit. Wem das widerfährt, sollte folgende Punkte beachten:

1) Damit die Urlaubstage erhalten bleiben, ist aus dem Urlaub heraus die auch während der Arbeitszeit bestehende Anzeige- und Nachweispflicht bei Arbeitsunfähigkeit zu beachten. Die eingetretene Arbeitsunfähigkeit ist dem Arbeitgeber unverzüglich, d.h. sofort mitzuteilen und dabei die voraussichtliche Dauer anzugeben. Im Regelfall kann dies telefonisch oder per Fax oder auch Telegramm erfolgen.

Im Anwendungsbereich des Gesetzes muss gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 EFZG bei länger als 3 Kalendertagen andauernder Erkrankung eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit eingeholt und dem Arbeitgeber vorgelegt werden. Liegen diese Voraussetzungen vor, werden die Tage der Arbeitsunfähigkeit nicht als Urlaubstage gewertet. Der Urlaubsanspruch bleibt insoweit erhalten. Die Vergütung für diese Tage richtet sich sodann nach den Vorschriften für die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall.

Allerdings dürfen keinesfalls diese "gesparten" Urlaubstage eigenmächtig an den Urlaub ohne ausdrückliche Absprache mit dem Arbeitgeber angehangen werden. Über die Gewährung dieser nicht verbrauchten Urlaubstage bedarf es vielmehr einer gesonderten - gegebenenfalls nach dem Urlaub – zu treffenden Vereinbarung.

Wer in seinem Arbeitsverhältnis dem Anwendungsbereich eines Tarifvertrages unterfällt, hat unter Umständen andere Fristenregelungen zu beachten. So wird nach den Manteltarifverträgen im Groß-, Außen- und Einzelhandel die Vorlage einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung erst nach einer länger als 3 Werktage andauernden Erkrankung verlangt.

2) Wer während eines Urlaubs im Ausland erkrankt, muss gemäß § 5 Abs. 2 EFZG

- dem Arbeitgeber auf dessen Kosten die Arbeitsunfähigkeit, deren voraus-
  sichtliche Dauer und die Adresse am Aufenthaltsort schnellstmöglich mitteilen;

- eine ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit und deren voraus-
  sichtliche Dauer im Rahmen der oben beschriebenen Nachweispflichten vor-
  legen;

- soweit gesetzlich versichert, unverzüglich die Krankenkasse über die Arbeits-
  unfähigkeit und deren voraussichtlichen Dauer in Kenntnis setzen;

- die Rückkehr ins Inland sowohl dem Arbeitgeber als auch der Krankenkasse
  unverzüglich mitteilen.

Da Arbeitsunfähigkeitsbescheinigungen im Regelfall nur in zeitlichem Zusammenhang mit der Erkrankung ausgestellt werden, ist ggf. die ärztliche Bescheinigung am ausländischen Urlaubsort einzuholen. Sie muss dann erkennen lassen, dass der ausstellende Arzt sie in Kenntnis des Be-
griffs der Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit ausgestellt hat, da nicht jede Erkrankung im medizinischen Sinne, sondern nur solche, die eine Unmöglichkeit der Erfüllung der konkret geschuldeten Arbeit unmöglich macht, entscheidend ist (vgl. BAG vom 15.12.1987, AP Nr. 9 zu § 9 BUrlG). An eine solche ausländische ärztliche Bescheinigung ist der Arbeitgeber im Bereich des Europäischen Rechts gebunden, es sei denn, ihm gelingt der Nachweis, dass die Bescheinigung vom Arbeitnehmer missbräuchlich erlangt worden ist (vgl. u.a. EUGH vom 02.05.1996, NZA 1996, Seite 635 sowie BAG vom 19.02.1997, NZA 1997, Seite 705).
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